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Sdiriitlidier Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(17. Ausschuß) 

über die von der Bundesregierung zur Unterrichtung vor- 
gelegten Vorschläge der Kommission der EWG 

für eine Entschließung des Rats über die gemeinsamen Preise 

für Milch und Milcherzeugnisse, Rindfleisch, Reis, Zucker, Fette 
mo»-- 

und Olivenöl, 

für eine Entschließung des Rats über gewisse besondere Maß- 
nahmen für Zucker, 

für eine Entschließung des Rats über gewisse besondere Maß- 
nahmen für Milch und Milcherzeugnisse 

— Drucksache V/414 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Reinhard 


Die oben angeführten Vorschläge der EWG-Kom- 
mission wurden mit Schreiben des Herrn Bundes- 
tagspräsidenten vom 14. März 1966 an den Ausschuß 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten feder- 
führend sowie an den Ausschuß für Wirtschaft und 
Mittelstandsfragen mitberatend überwiesen. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat die Vorlage in mehreren Sitzungen 
und abschließend am 23. Juni 1966 in Gegenwart des 
Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten beraten und hat sich dabei im Grundsatz 
der Stellungnahme des Bundesrates [BR-Drucksache 
113/66 (Beschluß)] angeschlossen. Dabei hat der 
Ausschuß die unter I. und II. niedergelegten Gedan- 
kengänge voll inhaltlich übernommen. 

Zu den unter III. gemachten Bemerkungen zu den 
Preisvorschlägen für die einzelnen Erzeugnisse hat 
der Ausschuß besonders die Bedeutung der Milch- 
preisregelung für die Landwirtschaft und die Siche- 
rung des vorgesehenen Milchmarktsystems hervor- 
gehoben. Es wurde dabei herausgestellt, daß nicht 


allein die Festsetzung des Richtpreises, sondern auch 
die Erreichung dieser Preishöhe sichergestellt wer- 
den müßte. Aus diesem Grunde hat die Mehrheit 
des Ausschusses unter III. a) der Entschließung die 
Einfügung des nachstehenden Absatzes für notwen- 
dig gehalten: 

„Die Bundesregierung sollte deshalb ihren 
Standpunkt aufrechterhalten und einen durch- 
schnittlichen Erzeugererlös von 39 Pf bei 3,7 Vo 
Fett sicherstellen. Damit würde auch in den 
marktfernen Gebieten ein entsprechender Aus- 
zahlungspreis erzielt werden können." 

Bezüglich des Orientierungspreises für Rindfleisch 
vertrat eine Mehrheit des Ausschusses die Auffas- 
sung, daß die Bundesregierung bei ihren Verhand- 
lungen einen Orientierungspreis von mindestens 
270 DM/100 kg Lebendgewicht durchsetzen sollte, 
damit die bestehende defizitäre Versorgungslage 
durch einen Produktionsanreiz für Rindfleisch über- 
wunden und gleichzeitig Milchüberschüssen ent- 
gegengewirkt wird. 
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Zu der Entschließung unter III. d) — ■ Zucker — 
wurde im Ausschuß auf die Uberversorgung mit 
Zucker hingewiesen, die schon allein dadurch ent- 
stehen wird, daß etwa 400 000 t Zucker nach dem 
EWG-Vertrag aus den ehemals französischen über- 
seeischen Gebieten übernommen werden müssen. 

Aus diesem Grunde war der Ausschuß der Auf- 
fassung, daß die Bundesregierung energisch für eine 
Produktionsregelung eintreten müßte. Es wurde im 
Ausschuß die Meinung vertreten, daß zur Erreichung 
regionaler Produktionsziele den Zuckerrübenfabri- 
ken Kontingente zugeteilt werden sollten. 

Die Berücksichtigung folgender Punkte wurde vor- 
geschlagen: 

1. die Festlegung der Auslösungsschwelle sollte auf 
105 ®/o des Verbrauchs festgesetzt werden; 


2. die Grundquote für die Bundesrepublik sollte 
mindestens 1,8 Millionen t betragen; 

3. die Höhe der Spanne, innerhalb derer noch eine 
Interventionspflicht bestehen soll, sollte auf 100 
bis 1 10 ®/o herabgesetzt werden. 

Der mitberatende Ausschuß für Wirtschaft und 
Mittelstandsfragen hat die Vorlage beraten, hat aber 
dem Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten mitgeteilt, daß er sich wegen der noch sehr 
unklaren Situation in Brüssel nicht in der Lage 
gesehen hat, zu der Volks- und betriebswirtschaft- 
lichen Berechtigung der von der Kommission vorge- 
schlagenen Agrarpreise Stellung zu nehmen. 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten bitte ich das Hohe Haus, dem 
' Antrag des Ausschusses zuzustimmen. 


Bonn, den 23, Juni 1966 


Dr. Reinhard 

Berichterstatter 
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B, Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. die Vorschläge der Kommission der EWG — - 
Drucksache V/414 - — zur Kenntnis zu nehmen; 

2. nachstehender Entschließung zuzustimmen: 

1 . 

Die Vorschläge der Kommission zur Herstellung 
des gemeinsamen Preisniveaus für Milch und 
Milcherzeugnisse, Rindfleisch, Reis, Zucker, Öl- 
saaten und Olivenöl stehen im unmittelbaren 
Zusammenhang mit der im Grundsatz am 
11. Mai 1966 beschlossenen Agrarfinanzierung. 
Der Bundestag begrüßt die Erklärung der Bun- 
desregierung, daß sie ihre endgültige Zustim- 
mung zu dem Beschluß über die Agrarfinanzie- 
rung erst erteilen werde, wenn über 

die gemeinsamen Preise für Milch und Milch- 
erzeugnisse, Rindfleisch, Reis, Zucker, Oli- 
venöl und Ölsaaten, 

die Marktordnungen für Zucker und Fette 
sowie die Ergänzung der Marktordnung für 
Obst und Gemüse, 


allein über den Preis zu steuern, und zwar so- 
wohl aus agrarpolitischen, wie handelspoliti- 
schen, wie auch finanzwirtschaftlichen Gründen. 
Je nach den besonderen Verhältnissen auf den 
Märkten der einzelnen Warengebiete müssen 
zusätzliche Maßnahmen möglich sein und durch- 
geführt werden, wie sie ja auch von der Kom- 
mission für Zucker sowie für Milch und Milch- 
erzeugnisse vorgeschlagen werden. 

Der Bundestag hält den Grundgedanken der 
Kommission, daß die Preise für die wichtigsten 
landwirtschaftlichen Erzeugnisse in einem be- 
stimmten Verhältnis zueinander stehen müssen, 
für richtig. Er hat Bedenken, diese Grundsätze 
ausnahmslos und starr anzuwenden. Die wirt- 
schaftliche Entwicklung und die agrarpolitischen 
Zielsetzungen erfordern eine große Beweglich- 
keit. Aus diesem Grunde hält es der Bundestag 
für notwendig, daß die Bundesregierung den 
Preisvorschlägen nur unter der Voraussetzung 
zustimmt, daß in angemessenen Abständen eine 
Überprüfung der Preise und Preisrelationen er- 
folgt. 

III. 


das Mandat für die Kennedy-Runde, das eine 
Weiterführung der Verhandlungen ermög- 
licht, 

die Fragen der Kredite bei der Ausfuhr nach 
Staatshandelsländern und in die SBZ 


beschlossen worden ist. 


Die Bundesregierung sollte auch nach der ab- 
schließenden Einigung über diese Fragen darauf 
hinwirken, daß sich die Europäische Wirtschafts- 
gemeinschaft den Zielsetzungen des EWG-Ver- 
trages entsprechend auf allen Gebieten harmo- 
nisch weiterentwickelt, damit die EWG über Zoll- 
und Agrarunion hinaus Schrittmacher einer wei- 
teren Einigung wird. 


i 


11 . 

Der Bundestag begrüßt grundsätzlich die Vor- 
schläge der Kommission zur Herstellung eines 
gemeinsamen Preisniveaus für Milch und Milch- 
erzeugnisse, Rindfleisch, Reis, Zucker, Olsaaten 
und Olivenöl. 

Er geht dabei davon aus, daß die Preisfestsetzun- 
gen so erfolgen, daß sie sowohl der Sicherung 
des Erzeugereinkommens gerecht werden als 
auch die Versorgung der Verbraucher zu ange- 
messenen Preisen sichern und zur harmonischen 
Entwicklung des Welthandels beitragen. 

Der Bundestag hat allerdings Bedenken gegen 
die Auffassung der Kommission, den Agrarmarkt 


Zu den Preisvorschlägen für die einzelnen Er- 
zeugnisse nimmt der Bundestag wie folgt Stel- 
lung: 

d) Milchpreis 

Wegen der besonderen Bedeutung, die der 
Milchpreis für die deutsche Landwirtschaft, 
insbesondere für den Familienbetrieb hat, 
sollte der Milchmarkt so geregelt werden, daß 
ein Absinken des gegenwärtigen deutschen 
Erzeugerpreises verhindert wird. 

Da der Erzeugerrichtpreis einen Durchschnitts- 
preis für die ganze EWG darstellt, von dem 
je nach Verwertung der Milch erhebliche Ab- 
weichungen möglich sind, ist in der Bundes- 
republik bei Verwirklichung des Kommis- 
sionsvorschlages mit z. T. rückläufigen Erzeu- 
gerpreisen zu rechnen. 

Die Bundesregierung sollte deshalb ihren 
Standpunkt aufrechterhalten und einen durch- 
schnittlichen Erzeugererlös von 39 Pf bei 
3,7 Vo Fett sicherstellen. Damit würde auch in 
den marktfernen Gebieten ein entsprechender 
Auszahlungspreis erzielt werden können. 

Die Bundesregierung sollte sich darüber hin- 
aus für die Beibehaltung der Regelung von 
Einzugs- und Absatzgebieten sowie für eine 
baldige Dekonsolidierung der im GATT ge- 
bundenen Käsesorten einsetzen. Für die durch 
die liberalere Form der EWG-Milchmarktord- 
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nung immer drängender werdende Molkerei- 
strukturverbesserung sind den Ländern im 
Rahmen der EWG-Anpassungshilfe ausrei- 
chende Mittel zur Verfügung zu stellen. 

b) Rindfleisch 

Mit Rücksicht auf die langfristig bestehende 
defizitäre Versorgungslage sowohl in der 
Bundesrepublik wie in der EWG müssen die 
Preise für Rinder so gestaltet werden, daß sie 
einen Produktionsanreiz für Rinder bieten und 
gleichzeitig Milchüberschüssen entgegenwir- 
ken. Die von der Kommission vorgeschlagene 
Preisrelation Milch : Rindfleisch von 1 : 7 wird 
im Grundsatz für richtig gehalten, sofern sie 
für beide Erzeugnisse von einer einheitlichen 
Vergleichsbasis, nämlich dem Ab-Hof-Preis, 
ausgehen würde. Da der Orientierungspreis 
für Rinder aber ein Marktpreis ist, muß die 
Preisrelation entsprechend geändert werden. 

c) Reis 

Der Bundestag hat erhebliche Bedenken gegen 
die Höhe des Grundricht- und des Schwellen- 
preises für Reis. Er hält die Erhöhung des 
Schwellenpreises um 25 ^/o und die dadurch 
entstehende Differenz zum Weltmarktpreis 
für unvereinbar mit den Zielen des Vertra- 
ges, dem Verbraucher angemessene Preise zu 
gewährleisten und die Außenhandelsinter- 
essen zu wahren. Die Bundesregierung wird 
deshalb gebeten, der Preisfestsetzung für Reis 
in der vorgesehenen Höhe nicht zuzustimmen 
und bei ihren Verhandlungen darauf hinzu- 
wirken, daß der Schwellenpreis in einer ange- 
messenen Relation zum Weltmarktpreis fest- 
gesetzt und die Zone mit dem größten Zu- 
schußbedarf wesentlich weiter südlich fest- 
gesetzt wird. 

d) Zucker 

Die sich aus dem Kommissionsvorschlag erge- 
benden beträchtlichen Einkommenseinbußen 


sind für die Landwirtschaft nicht zumutbar. 
Die Bundesregierung wird daher gebeten, 
darauf hinzuwirken, daß der vorgeschlagene 
Zuckerrübenpreis angemessen erhöht wird. 

Der Bundestag bittet die Bundesregierung, 
weiterhin für eine Produktionsregelung ein- 
zutreten. 

Die Bedenken des Bundestages gegenüber 
dem jetzigen Kommissionsvorschlag richten 
sich insbesondere gegen 

a) die Festlegung der Auslösungsschwelle, 
die mit 115 ®/o des Verbrauchs zu hoch 
erscheint, 

b) gegen die Festlegung der Grundquote, die 
für die Bundesrepublik zu niedrig ist, 

c) gegen die Höhe der Spanne von 100 bis 
135 Vo, innerhalb derer noch eine Inter- 
ventionspflicht bestehen soll, 

b) gegen die progressive Umlegung der 
Exportverluste auch auf diejenigen Erzeu- 
ger, die sich im Rahmen ihrer Grundquote 
halten. 

e) Ölsaaten 

Aus ackerbaulichen Gründen (Fruchtfolge) 
und mit Rücksicht auf die auch in Zukunft 
verbleibende große Versorgungslücke bei 
pflanzlichen ölen und Fetten in der EWG 
muß der Rapsanbau für die deutsche Land- 
wirtschaft wirtschaftlich bleiben. Um den deut- 
schen Erzeugern ihre bisherigen Erlöse zu 
sichern, wird die Bundesregierung gebeten, 
darauf hinzuwirken, daß die Standardbestim- 
mungen den deutschen Verhältnissen besser 
angepaßt werden und im übrigen die Vor- 
schläge für den Interventions- und den Ziel- 
preis entsprechend geändert sowie notwen- 
dige Frachtmaßnahmen zur Sicherung des 
Rapsanbaus in marktfernen Gebieten einge- 
leitet werden. 


Bonn, den 23. Juni 1966 


Der Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


Bauknecht 

Vorsitzender 


Dr. Reinhard 

Berichterstatter 



